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trolle der Arbeitsbedingungen. (IHT, 

14.5.02)

Angesichts dieser Interessenkollusion 

ist fraglich, ob eine Kampagne des 

Staatsrats für spürbare Verbesserung 

sorgen kann. Von strukturellen Ver­

änderungen bei der Kontrolle der Ar­

beitsbedingungen war zudem nicht 

die Rede. Ein Indikator für die Wir­

kungslosigkeit von Kampagnen ist der 

Kohlebergbau. Hier hatte es bereits 

im vergangenen Jahr ähnliche Bemü­

hungen gegeben, offensichtlich ohne 

großen Erfolg. (BBC, 29.4.02) Auch 

Rechte für Arbeitnehmer, wie sie nun 

im Zusammenhang mit giftigen Sub­

stanzen am Arbeitsplatz eingeführt 

worden sind, müssen überwacht und 

eingeklagt werden. In anderen Berei­

chen wie bei der Höchstgrenze für 

Überstunden, wo es schon länger ge­

setzliche Regelungen gibt, geschieht 

dies häufig nicht, -bö-

SVR Hongkong

28 Executive Council beschließt

Gehaltskürzungen im Civil 

Service

Nach mehrwöchigen Vorankündigun­

gen hat der Executive Council be­

schlossen, die Gehälter der Bedienste­

ten im Civil Service ab Oktober die­

ses Jahres um bis zu 4,42% zu kürzen. 

Die Mitglieder des Executive Council, 

des Beratergremiums des Regierungs­

chefs, fassten den Beschluss Mitte Mai 

entgegen von Protesten verschiedener 

Gewerkschaftsgruppen, die sich aller­

dings nicht auf ein einheitliches Vor­

gehen einigen konnten.

Die Kürzungen sind nach Tarifgrup­

pen gestaffelt. So sollen die Gehäl­

ter in den obersten drei Tarifgrup­

pen um 4,42%, in den mittleren Ta­

rifgruppen um 1,64% und in den un­

teren Tarifgruppen um 1,58% redu­

ziert werden. Diese Prozentsätze ori­

entieren sich als Vergleichsmaßstab 

an Umfrageergebnissen über Einkom­

mensrückgänge im privaten Sektor in­

folge der anhaltend schlechten kon­

junkturellen Lage in Hongkong. Aller­

dings hatten die jüngsten Umfragen 

ergeben, dass die Einkommenseinbu­

ßen im privaten Sektor tatsächlich we­

niger dramatisch ausgefallen sind als 

ursprünglich von offizieller Seite er­

wartet. Entsprechend musste eine im 

März von der Regierung anvisierte Ge­

haltskürzung um 4,75% für den ge­

samten Civil Service nach unten korri­

giert werden. Die Spareffekte der nun 

beschlossenen Kürzungen von 1,58% 

bis 4,42% für den Fiskus blieben so 

mit 3,1 Milliarden HKD (385 Mio. 

USD) deutlich hinter den urspünglich 

angestrebten Einsparungen von über 

6 Milliarden HKD zurück. Der Fi­

nancial Secretary Antony Leung kün­

digte daraufhin an, dass die Regie­

rung nun weitere Möglichkeiten prü­

fen müsse, im öffentlichen Sektor Ein­

sparungen zu erzielen, um das Ziel ei­

nes ausgeglichenen Budgets im Haus­

haltsjahr 2006/7 erreichen zu können. 

Erwogen würden Einstellungsstopps, 

Regelungen für vorzeitigen Ruhestand 

und neue Kampagnen zur Effizienz­

steigerung im öffentlichen Dienst. Im 

zurückliegenden Haushaltsjahr 2001/2 

verzeichnete Hongkong ein Fiskaldefi­

zit von 63,3 Milliarden HKD.

Während sich große Teile der Bediens­

teten im öffentlichen Dienst vorerst 

mit den Gehaltskürzungen abgefun­

den zu haben scheinen, ist eine kon­

troverse juristische Debatte darüber 

entstanden, ob zur formalen Durchset­

zung der Gehaltskürzungen der Weg 

der Gesetzgebung beschritten werden 

solle oder nicht. Die Regierung präfe- 

riert ein solches Vorgehen, das konkret 

die Verabschiedung einer entsprechen­

den Verordnung („Ordinance“) durch 

die Legislativversammlung vorausset­

zen würde. Ein entsprechender Antrag 

solle dieser möglichst bald vorgelegt 

werden. Demgegenüber argumentieren 

die Demokratische Partei und mehre­

re Gewerkschaftsorganisationen, dass 

eine derartige Verordnung gegen das 

Basic Law, das Grundgesetz der Son­

derverwaltungsregion Hongkong, ver­

stoßen würde. So schreibt Artikel 100 

vor: „Public servants [...] shall retain 

their seniority with pay, allowances, 

benefits and conditions of Service no 

less favourable than before“; Artikel 

103 sieht ferner vor, dass das frühere 

Beschäftigungssystem des Civil Serv­

ice vor 1997 unverändert aufrechter­

halten werden solle, „including spe­

cial bodies for their appointment, pay 

and conditions of Service“ (Basic Law, 

English Version).

Angesichts der allgemeinen Zustim­

mung, auf die die Gehaltskürzun­

gen im öffentlichen Dienst unter der 

breiten Bevölkerung Hongkongs offen­

bar stoßen, scheint es allerdings kei­

neswegs ausgeschlossen, dass sich in 

der Legislativversammlung die nötige 

Mehrheit finden wird, um trotz der ju­

ristischen Bedenken eine entsprechen­

de gesetzliche Regelung auf den Weg 

zu bringen. Bezeichnend ist hier das 

Verhalten der zunehmend einflussrei­

chen politischen Partei Democratic Al­

liance for the Betterment of Hong 

Kong (DAB), die sich zunächst gegen 

ein legislatives Verfahren ausgespro­

chen hatte. Ende Mai aber schwenkten 

Sprecher der Partei auf eine Kompro­

missposition um, wonach sich die DAB 

einer gesetzlichen Regelung dann nicht 

widersetzen wolle, wenn die Regierung 

darlege, dass es sich dabei tatsächlich 

um den einzig gangbaren Weg handle.

Die bevorstehenden Gehaltskürzun­

gen dürften die sinkende Moral und 

den Unmut im Civil Service noch ver­

stärken, wie sie sich in den vergan­

genen Jahren dort nach und nach 

breit gemacht haben. Zu den emp­

findlichen finanziellen Abstrichen ge­

sellen sich die wachsende Sorge um 

eine zunehmende Erosion der politi­

schen Unabhängigkeit des Civil Serv­

ice, wie sie mit der Einfühung ei­

nes Ministerialsystems ab Juli die­

ses Jahres einhergehen könnte. Den 

verschiedenen Fachressorts der Ver­

waltung werden dann politische Be­

amte vorgesetzt werden, die in ers­

ter Linie dem Regierungschef rechen­

schaftspflichtig sein werden. Enspre- 

chend befürchtet man, dass der Civ­

il Service zum bloßen auf Loyalität 

verpflichteten Ausführungsorgan de­

gradiert wird (vgl. C.a, 2002/4, Ü 

37). (SCMP, 8., 16., 17., 21, 22, 29, 

31.5.02; ST, 23.5.02; RTHK Radio 3, 

22, 28, 30.5.02, nach BBC PF, 23, 

29, 31.5.02) -hol-

SVR Macau

29 Telekommunikation auf dem

Vormarsch

Am 17. Mai, dem Welt-Telekommu­

nikations-Tag, organisierten die drei
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Telekom-Betreiber in Macau - die 

Macau Telecommunications Company 

(CTM), die lange Zeit das Monopol im 

Telefon- und Internetsektor innehat­

te, und die Hongkonger Gesellschaf­

ten Hutchison Telecom und Smarto- 

ne Mobile Telecom eine Ausstellung, 

um neue Technologien und Produkte 

zu präsentieren. Die Regierung hatte 

letztes Jahr den Mobiltelefon-Markt 

geöffnet, in dem sie zwei weitere Be­

treiber zuließ. Hutchison und Smarto- 

ne bieten seit August 2001 ihre Diens­

te an. Bei der Eröffnung der Mes­

se sagte der Sekretär für Transport 

und öffentliche Einrichtungen Ao Man 

Long (Ou Wenlong), die Regierung be­

mühe sich, durch Deregulierung, För­

derung des Wettbewerbs und Entwick­

lung einer Infrastruktur mit hohen 

Kapazitäten die Kosten der Telekom­

munikation zu senken. CTM hat im 

letzten Jahr nach Abzug der Steuern 

352,7 Mio. MPtc (44,1 Mio. US$) ver­

dient. Der Gewinn war trotz der Been­

digung ihres Monopols im Jahr 2001 

18% höher als im Jahr 2000. Die Ge­

sellschaft plant, dieses Jahr 300 Mio. 

MPtc (37,5 Mio. US$) zu investieren, 

Hutchison in den kommenden fünf 

Jahren 200 Mio. MPtc (25 Mio. US$), 

und Smartone bis zum Jahr 2005 min­

destens 110 Mio. MPtc (13,75 Mio. 

US$). Hutchison hat es sich zum Ziel 

gesetzt, in drei Jahren die Hälfte der 

Marktanteile zu besitzen.

Ende 2001 gab es in Macau 155.822 

Mobiltelefone und 34.403 Internet- 

Teilnehmer (ein Anstieg um 26%) - 

bei einer Bevölkerung von 436.700. 

In naher Zukunft werden 60% der 

Bevölkerung über Mobiltelefone ver­

fügen, sagte der Direktor des Bü­

ros für Entwicklung von Telekommu­

nikation und Informationstechnologie 

Tou Veng Keong voraus. (XNA, 14., 

18.5.02) -ljk-

30 Ärger in Macau über neue

Hongkonger Glücksspielver­

ordnung

Zwischen Macau und Hongkong ist 

es zu Unstimmigkeiten gekommen. 

Grund dafür ist ein Ergänzungsan­

trag zur Glücksspielverordnung, den 

die Hongkonger Legislativversamm­

lung am 22. Mai gebilligt hat und 

der das nicht autorisierte Off-shore- 

Glücksspiel unter Strafe stellt. Das 

neue Gesetz - Gambling (Amend­

ment) Bill 2000 - trat am 31. Mai, 

am Tag des Beginns der Fußballwelt­

meisterschaft und somit eine weite­

re günstige Gelegenheit für das Wett­

geschäft, in Kraft. Danach sind Off- 

shore-Wetten (via Telefon oder In­

ternet) und -Buchmacherei kriminelle 

Handlungen und werden bei Buchma­

chern mit maximal sieben Jahren Ge­

fängnis und 5 Mio. HKS (641.000 US$) 

Strafe geahndet; bei Wettern liegt die 

Höchststrafe bei neun Monaten Ge­

fängnis und 30.000 HKS (3.846 USS). 

Die Gesetzesvorlage war im Novem­

ber 2000 zur öffentlichen Debatte vor­

gestellt worden, da die Regierung der 

Ansicht war, dass die in den 1970er 

Jahren abgefasste Glücksspiel Verord­

nung nicht geeignet sei, den Aktivi­

täten der Hongkonger Off-shore-Buch- 

macherei, die ein exterritoriales Ele­

ment enthält, zu begegnen. Eine Zu­

nahme der Wetten bei nicht autori­

sierten Buchmachern, so die Meinung 

der Gesetzgeber, würde zu einer Ab­

nahme der Wetten beim autorisierten 

Glücksspiel und somit zu einem lang­

samen Austrocknen der Wetteinkünf­

te Hongkongs und der Mittel, die für 

Wohlfahrt und Spenden bereit stün­

den, führen.

Macaus Sekretär für Wirtschaft und 

Finanzen Francis Tarn Pak Yuen (Tan 

Boyuan) drückte die Sorge der Re­

gierung aus, wie sich das Verbot auf 

den Macau Jockey Club und die Hun­

derennbahn auswirken werde. Ma­

caus Wettgeschäfte umfassen Pferde- 

und Windhundrennen, eine Reihe von 

Sportarten (vor allem Fußball) und 

verschiedene andere Lotterien. Von 

den Einnahmen der Regierung aus 

der Glücksspielindustrie entfallen nur 

4% auf das Wettgeschäft, die übrigen 

96% stammen von den elf Kasinos in 

Macau. Im Gegensatz zum Kasinoge­

schäft, das liberalisiert wurde, verfügt 

Stanley Ho noch über das Monopol im 

Wettsektor. 3.000 Personen - 1,4% des 

Arbeitskräftepotenzials - sind in die­

sem Bereich beschäftigt. Nach einem 

Bericht der South China Morning Post 

machten sich führende Persönlichkei­

ten der Geschäftswelt und der lokalen 

Gemeinde über die Hongkonger Ver­

ordnung lustig. Sie sei das absurdes­

te Stück Gesetzgebung, an das man 

sich erinnern könne. Stanley Ho nann­

te sie „völlig unannehmbar“, wobei er 

das Menetekel an die Wand malte, 

im schlimmsten Falle gehe der Macau 

Jockey Club ein. Die einfachen Leu­

te in Macau, so die Post weiter, wer­

teten die Entscheidung der Legislativ­

versammlung als unbrüderlichen An­

griff auf ihren Lebensunterhalt. Das 

Gesetz mache die angeblich brüder­

liche Beziehung zwischen den beiden 

Sonderverwaltungsregionen als inte­

gralen Teilen der chinesischen Nation 

zur Zielscheibe des Spotts. Dies gel­

te vor allem in Anbetracht der Tatsa­

che, dass beide Städte mit dem Prob­

lem relativ hoher Arbeitslosigkeit zu 

kämpfen hätten (Macau: 6,4%, Hong­

kong: 5,1% im letzten Jahr). Dort ak­

kreditierte Diplomaten sahen in dem 

Gesetz ein weiteres Anzeichen für die 

wachsende „politische Neurose“ unter 

gewissen „völlig verängstigten“ hohen 

Funktionären Hongkongs. Im Gegen­

satz zu Hongkong habe sich die SVR 

Macau bislang ziemlich tolerant ge­

genüber Wettgeschäften der anderen 

Sonder Verwaltungsregion gezeigt, lobt 

die Post. Jede Woche würden Zigtau­

sende Lose der Hongkonger Mark Six 

Lotterie mehr oder weniger offen in 

Macau verkauft, obwohl seit 1977 ein 

Gesetz den Verkauf nicht autorisierter 

Lose verbiete. Die beiden SVRs soll­

ten versuchen, ihre Probleme unter­

einander zu lösen, statt Beijings In­

tervention zu fordern, wie dies gele­

gentlich in Macau zu hören ist. Aber 

vielleicht wird die neue Verordnung ja 

auch durch den Umstand verwässert, 

dass bei ihrer Durchsetzung das Risi­

ko besteht, das Recht auf Privatsphäre 

im Telekommunikationsbereich zu ver­

letzen.

Nutznießer der neuen Verordnung 

könnte Shun Tak (Holdings) sein, die 

das Geschäft mit dem Schnellboot- 

Verkehr zwischen Hongkong und Ma­

cau betreibt. Dieser Ansicht ist Pan- 

sy Ho, Hauptgeschäftsführerin der Ge­

sellschaft und Stanleys Ho Tochter. 

Viele Spieler würden aus Angst, bei 

Inanspruchnahme der nun verbote­

nen Off-shore-Wettdienste strafrecht­

lich verfolgt zu werden, zukünftig mit 

dem TurboJet zum legalen Wetten 

nach Macau fahren. (Macau Govern­

ment Information Bureau web site, 

www.gcs.gov.mo, 24.5.02; XNA, 24.5., 

2.6.02; SCMP, 31.5.02) -ljk-

http://www.gcs.gov.mo
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31 Bank von Hongkonger Ge­

sellschaft gekauft

Zum ersten Mal seit zehn Jahren wur­

de eine Bank mit Sitz in Macau von 

ausländischen Investoren gekauft. Am 

29. Mai wurde bekannt, dass Hong­

kong Chinese - im Besitz der indone­

sischen Lippo Group - 85% von Fini- 

banco (Macau), S.A.R.L. für 190 Mio. 

MPtc (23,75 Mio. US$) gekauft hat. 

Finibanco wurde 1995 eröffnet und ist 

die einzige Macauer Zweigstelle des 

portugiesischen Kreditgebers Finiban­

co SA; sie beschäftigt nur 14 Ange­

stellte. Der Kauf wurde von der Ma­

cau Monetary Authority genehmigt. 

Der Preis ist um 28% höher als das 

Reinvermögen der Bank Ende Dezem­

ber 2001. Auf die Neuigkeit hin stie­

gen die Aktien von Hongkong Chinese, 

nachdem die Gesellschaft letztes Jahr 

192 Mio. HKS Verlust gemacht hat, 

während im Jahr 2000 noch 361,8 Mio. 

HKS Gewinn erzielt wurde. Vertreter 

der Gesellschaft sagten zu dem Kauf, 

dass diese dadurch in den auch in­

folge der Liberalisierung der Glücks­

spielindustrie immer aktiver werden­

den Finanzmarkt Macaus einsteigen 

und die Finanzgeschäfte auf das Ma­

cau benachbarte Perlflussdelta aus­

dehnen könne. Nach dem Kauf von 

Finibanco (Macau) ist die Eröffnung 

zweier weiterer Filialen in Macau ge­

plant. In Macau sind 22 Banken tätig, 

elf lokale und elf ausländische.

Auch Taiwan steigt in Macaus Bank­

geschäft ein. China Development Fi­

nancial Holdings, Taiwans drittgröß­

te Geldinstitution, hat die Zustim­

mung der Regierung, bis 100 Mio. US$ 

in Finibanco (Macau) zu investieren. 

Auf diese Weise will die Gesellschaft 

Zugang zum chinesischen Markt be­

kommen, ohne gegen bestehende Be­

schränkungen zu verstoßen.

China hat dieses Jahr zugestimmt, 

zehn taiwanesische Banken auf sei­

nem Markt zuzulassen. Die Banken 

dürfen Geld verleihen und Geldeinla­

gen annehmen, wenn sie zwei Jahre 

lang Vertretungen in China unterhal­

ten haben. Nach fünf Jahren können 

sie dann einen Antrag stellen, chine­

sische Währung zu leihen. Im Gegen­

zug will auch Taiwan seinen Markt 

chinesischen Banken öffnen, so Tai­

wans Finanzminister Lee Yung-san (Li 

Yongsan) im Mai. Mit Genehmigung 

von Chinas Zentralbank, der People’s

Bank of China, die letzten März erteilt 

wurde, werden zunächst zwei Ban­

ken aus Taiwan in der Volksrepu­

blik präsent sein. Die United World 

Chinese Commercial Bank eröffnete 

am 15. Mai ihre Vertretung in Shang­

hai; die Vertretung der Chang Hwa 

Commercial Bank ist in Kunshan in 

der Nachbarprovinz Jiangsu. (XNA,

12.3., 30./31.5.02; FT, 22.5.02) -ljk-

Taiwan

32 WHO-Antrag scheitert trotz 

gewachsener Unterstützung

Taiwans Wunsch, zur Weltgesund­

heitsorganisation WHO als Beob­

achter zugelassen zu werden, wur­

de von der Weltgesundheitsversamm­

lung, dem zentralen Organ der WHO, 

Mitte Mai erneut abgelehnt. Wie in 

den Jahren zuvor schaffte es der An­

trag nicht einmal, auf die Tagesord­

nung gesetzt zu werden.

Anders als früher allerdings hatte Tai­

wan mit seinem Anliegen dieses Mal 

auch außerhalb des kleinen Kreises sei­

ner diplomatischen Verbündeten Un­

terstützung gefunden. Für die Verlei­

hung eines Beobachterstatus an Tai­

wan hatten sich unter anderem ausge­

sprochen

- der auswärtige Ausschuss des bel­

gischen Parlaments,

- das europäische Parlament und

- der US-Kongress.

Die vom US-Kongress verabschiedete 

Entschließung hatte sogar Gesetzes­

form und war vom Präsidenten un­

terzeichnet worden. Auch aus Japan 

war Taiwan Unterstützung signalisiert 

worden.

Allein diese Stimmen und Entschlie­

ßungen in seiner Sache kann Tai­

wan als diplomatischen Erfolg werten. 

Möglich wurde dies durch den klu­

gen Verzicht darauf, als Staat auf­

zutreten und den Antrag stattdes­

sen als „Rechtspersönlichkeit des Ge­

sundheitswesens“ (health entity) ana­

log zum Terminus „juristische Person“ 

{legal entity) zu stellen, in Anlehnung 

an die Mitgliedschaft in anderen inter­

nationalen Organisationen, so in der

Welthandelsorganisation, wo Taiwan 

als „Zollgebiet“ gilt, im Asien-Pazifik- 

Wirtschaftsforum, dem es als „Rechts­

persönlichkeit der Wirtschaft“ (eco- 

nomic entity) angehört, oder im Inter­

nationalen Olympischen Komitee, an 

dem Taiwan als „Rechtspersönlichkeit 

des Sports“ teilhat. Zur Zurückhal­

tung auf der formalen Seite traten kla­

re Sachargumente: Weder dürften die 

Bürger Taiwans als Weltbürger zwei­

ter Klasse und Gefangene einer un­

glücklichen politischen Situation von 

gesundheitsrelevanten Informationen 

und Aktivitäten der Weltgemeinschaft 

ausgeschlossen werden, noch könne 

diese ein Interesse daran haben, wo­

möglich über von Taiwan ausgehende 

Krankheitserreger von epidemologisch 

globaler Relevanz nicht informiert zu 

sein.

China sah in Taiwans Anliegen gleich­

wohl einen Angriff auf seinen Allein­

vertretungsanspruch und auf die Ein- 

China-Doktrin. Die Parlamentsstim­

men aus Europa und den USA muss­

ten daher politischen Opportunitäts­

erwägungen unterliegen. Auf der Sit­

zung des Leitungsgremiums, das Tai­

wans Antrag im Vorwege behandel­

te, schwiegen die Vertreter der USA 

und Japans dementsprechend, wäh­

rend sich Frankreich und Spanien aus­

drücklich gegen Taiwans Antrag aus­

sprachen. China hatte argumentiert, 

die Statuten der WHO sähen eine 

„health entity“ nicht vor. Tatsache ist 

allerdings, dass der Beobachterstatus 

allerlei Nichtstaaten zuerkannt wurde, 

beispielsweise dem Roten Kreuz und 

den Palästinensern. So bleibt Taiwan 

als einziges staatliches Gebilde welt­

weit von der Teilhabe am globalen Ge­

sundheitsnetzwerk der WHO weiter­

hin ausgeschlossen. Dass sich daran in 

Zukunft etwas ändern wird, ist nicht 

anzunehmen. (TT, 4.5., 5.5., 14.5., 

15.5.02; CNAT, nach BBC PF, 4.5.,

6.5., 7.5., 8.5., 14.5., 15.5., 23.5.02; 

RMRB, 9.5.02; SCMP, 15.5., 16.5.02; 

ST, 16.5.02) -hws-

33 Neue Initiativen im Verhält­

nis zu China

In verschiedener Weise deutete sich im 

Mai neue Bewegung in Taiwans Be­

ziehungen zu China an. Im Zentrum 

der Aufmerksamkeit standen dabei 

zwei Äußerungen von Präsident Chen


